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WELTWIRTSCHAFT

Völkerrechtswidriges Handeln als Basis 
für eine neue Politik?
Gerd Langer, Bonn

In seinem Plädoyer „Für eine neue Politik“ kritisierte Dietrich Kebschull in Heft 5 des WIRTSCHAFTS­
DIENST ’ ) die Bundesregierung, die seiner Meinung nach gegenüber den Ansprüchen der Entwick­
lungsländer, ihre volle Souveränität über die Bodenschätze durchzusetzen, eine zu restriktive Haltung 
einnimmt. Er sagt: „Und es dürfte ihr wenig Schwierigkeiten machen, die Souveränität der Entwick­
lungsländer über ihre Ressourcen und auch ihr Recht auf Verstaatlichung vollständig anzuerkennen. 
Warum eigentlich muß man hier stets auf der Einhaltung internationaler Rechtsnormen beharren, 
wenn bilaterale Kapitalschutzabkommen möglich sind und Unternehmen sich durch Kapitalanlage­
garantien absichern können?“ Mit dieser Frage verkennt Kebschull nach Ansicht von Dr. Langer die 
Problematik, um die es hier geht.

Z unächst ist festzuhalten: Das Recht des Staa­
tes, Privateigentum zum Wohl der Allgemein­
heit zu enteignen oder zu verstaatlichen, ist völker­

rechtlich unbestritten. Daher kommt auch den so 
oft zitierten Resolutionen der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen (VN) über die Sou­
veränität über die Naturschätze wie der Resolution 
1803 aus dem Jahr 19622) und denen des letzten 
Jahres3) keine neues Völkerrecht anzeigende Be­
deutung zu ■*), abgesehen davon, daß durch Re­
solutionen der Generalversammlung kein neues 
Völkerrecht geschaffen werden kann; sie geben 
insoweit das geltende Recht wieder. Daher berei­
tet es der Bundesregierung nicht nur „wenig 
Schwierigkeiten", sondern überhaupt keine, wenn 
sie die selbstverständliche Souveränität der Ent­
wicklungsländer über ihre Ressourcen und auch 
ihr Recht auf Verstaatlichung anerkennt5).
Eine andere Haltung wäre auch schwerlich zu be­
gründen; auch der deutsche Staat nimmt aufgrund 
der Artikel 14 und 15 des Grundgesetzes das
' ) D.  K e b s c h u l l :  Für  e in e  neue  P o lit ik ,  In : W IR T S C H A F T S ­
D IEN ST, 55 J g . (1975), H. 5, S. 220 f.
!) R e s o lu tio n  1803 (X V II) v o m  14. 12. 1962, In s o w e it  au szu g sw e ise  
abg ed ruck t b e i H. G o l t z :  F ö rd e ru n g  p r iv a te r  K a p ita la n la g e n  
(D ire k tin v e s titio n e n ) in  E n tw ic k lu n g s lä n d e rn , B o nn  1972, S. 62, 
Anm . 41.
>) V g l. In sb e so n d e re  d ie  R e s o lu tio n  3201 (S -  V I) vom  1 .5 .1 9 7 4  
b e tre ffend  d ie  E rk lä ru n g  ü b e r d ie  S ch a ffu n g  e in e r  neu en  In te r­
n a tio n a le n  W ir ts c h a fts o rd n u n g . In : E u ro p a -A rc h iv , 1974, S. D 
293 f f. ;  fe rn e r d ie  von  d e r  G e n e ra lv e rs a m m lu n g  am  12. 12. 1974 
g e b ill ig te  .C h a r ta  d e r w ir ts c h a ft lic h e n  R ech te  und  P flic h te n  d e r  
S taa ten" R e s o lu t io n  N i.  3281 (X X IX ): dazu  I. S e l d l - H o h e n -  
v e i d e r n  In : R echt d e r  In te rn a t io n a le n  W ir ts c h a ft, 1975, S. 237.

Dr. jur. Gerd Langer, 36, ist Regierungs­
direktor in der Abteilung Außenwirtschafts­
politik und Entwicklungshilfe des Bundes­
ministeriums für Wirtschaft in Bonn. Er 
beschäftigt sich mit Fragen der Auslands­
investitionen.

Recht in Anspruch, auf seinem Hoheitsgebiet ge­
legenes Eigentum sowie Grund und Boden, Natur­
schätze und Produktionsmittel zu enteignen oder 
zu nationalisieren, und zwar sowohl deutsches 
als auch ausländisches Eigentum.
Allerdings: nur gegen Entschädigung und, soweit 
ausländisches Eigentum betroffen ist, unter Ein­
haltung der völkerrechtlichen Verpflichtungen. An 
dem Umstand, daß die Bundesregierung ihrerseits 
gegenüber anderen Regierungen auf dem Grund­
satz besteht, daß die völkerrechtlichen Verpflich­
tungen eingehalten werden, setzt die Kritik Keb- 
schulls ein. Die Bundesregierung solle nicht „auf 
der Einhaltung internationaler Rechtsnormen be­
harren“ , sondern sich allenfalls auf die Wirksam­
keit bilateraler Verträge verlassen und, wenn auch 
diese Stricke reißen, dann bleibt immer noch der 
Trost, daß die deutschen Unternehmen aufgrund 
einer Kapitalanlagegarantie entschädigt werden 
können.

Ausschaltung des Völkerrechts

Kebschull läßt außer acht, daß die Investitionsför­
derungsverträge auf dem allgemeinen Völkerrecht 
beruhen, indem sie eine Verdeutlichung und Kon­
kretisierung der Regeln sind, die nach allgemei­
nem Völkerrecht, dem Fremdenrecht, für Aus­
landsinvestitionen als einem der wichtigsten 
Bestandteile des sogenannten wirtschaftlichen Völ­
kerrechts gelten. Durch den Vertrag wird zwischen 
den Parteien ein Band enger geknüpft, das ohne­
hin durch das Völkerrecht vorgegeben ist. Ein 
Staat, der das allgemeine Völkerrecht in diesem
' )  V g l. auch E. W  e h s  e r : V ö lk e r re c h ts w id r ig e  V e rs ta a tlic h u n g
d e r  K u p fe rm in e n  In C h ile ? , In : J u r is te n -Z e itu n g , 1974, S. 117 
(118 f.) .
s) V g l.  D. G e n s c h e r :  V e rs tä rk te  K o o p e ra tio n  zw isch e n  In d u ­
s t r ie -  un d  E n tw ic k lu n g s lä n d e rn , in :  B u lle tin  d e s  P resse - un d  In ­
fo rm a tio n s a m te s  d e r  B u n d e s re g ie ru n g , N r. 70 vom  3. 6. 1975,
S. 656 (657).
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Bereich nicht anerkennt, ist daher gar nicht be­
reit, einen Investitionsförderungsvertrag zu 
schließen; hierfür gibt es Beispiele.

Die in der „Charta der wirtschaftlichen Rechte und 
Pflichten der Staaten“ und den Entwürfen für eine 
neue Weltwirtschaftsordnung enthaltenen Vorstel­
lungen der Entwicklungsländer beruhen auf dem 
Bestreben, Auslandsinvestitionen den Schutz des 
Völkerrechts zu entziehen und sie ausschließlich 
dem jederzeit abänderbaren Landesrecht zu un­
terwerfen. Es geht den Wortführern der Entwick­
lungsländer ja nicht darum, die Regeln des Völ­
kerrechts fortzuentwickeln und sie neueren Gege­
benheiten anzupassen, was im Bereich des wirt­
schaftlichen Völkerrechts leichter ist als in dem 
des „klassischen Völkerrechts" ‘ ); sie wollen statt 
dessen das Völkerrecht ausschalten.

Präsident Allende z. B. lehnte es ab, seinen Streit 
mit dem amerikanischen Kupferunternehmen vor 
ein internationales Schiedsgericht zu bringen 7). Er 
war also nicht bereit, seine Forderung, diese Un­
ternehmen müßten sich wegen angeblichen Raub­
baues und des Transfers überhöhter Gewinne so­
genannte „Übergewinne“ bei der Berechnung der 
Entschädigung für die enteigneten Minen anrech­
nen lassen, an den Regeln des Völkerrechts mes­
sen zu lassen, und vertat damit die Chance, daß 
das Völkerrecht neue Maßstäbe hätte setzen kön­
nen. Denn wenn es tatsächlich nachweisbar gewe­
sen wäre, daß die Unternehmen das chilenische 
Volksvermögen geschädigt hätten, dann ist die An­
nahme nicht von der Hand zu weisen, daß ein in­
ternationales Gericht einen Machtmißbrauch eben­
so sanktioniert hätte, wie es nationale Gerichte 
tun; man denke nur an einige Verfahren im Kar­
tellrecht.

Urzustand des Faustrechts

Es geht aber nicht an, wegen solcher möglicher 
Ausnahme- und Mißbrauchsfälle8) das gesamte 
Völkerrecht für diese Materie aus den Angeln zu 
heben. Mit Bestrebungen dieser Art stellen sich 
die Protagonisten außerhalb der Rechtsgemein­
schaft, die die verbindende Klammer zwischen den 
Staaten ist. Wenn jeder Staat sich auf sein Landes­
recht beruft und es durchsetzt, dann befindet sich 
die Völkergemeinschaft bald wieder im Urzustand, 
in dem das Faustrecht gilt.

Die Bundesregierung würde also ihrem grund­
legenden Interesse, das Völkerrecht als Grund­
lage der zwischenstaatlichen Beziehungen zu er­
halten, zuwiderhandeln, wenn sie nicht auf der 
Einhaltung internationaler Rechtsnormen beharrte; 
das schließt nicht aus, daß das Völkerrecht fortent­
wickelt wird, ja, es ist geradezu ein Ausdruck der 
sich entwickelnden internationalen Beziehungen, 
daß auch das Recht sich fortentwickelt — aber es 
darf nicht negiert werden.

Die Bundesregierung steht mit dieser Haltung 
nicht allein. Gerade Entwicklungsländer, die an 
vertieften Beziehungen mit den Industriestaaten 
interessiert sind, betonen immer wieder, daß sie 
die radikaleren Vorstellungen einiger ihrer Wort­
führer nicht teilen 9). Ihnen ist wohl bewußt, daß 
ansonsten das Investitionsklima in ihren Ländern 
so sehr leiden würde, daß sie die von ihnen er­
wünschten Investitionen nicht mehr anziehen wür­
den. Auch die Haltung der neuerdings kapital­
exportierenden ölfördernden Länder ist in diesem 
Zusammenhang von Bedeutung. Sie fordern 
noch nachdrücklicher als die westlichen Staaten 
einwandfreie Garantien, bevor sie ihr Kapital an- 
legen; das gilt selbst bei Investitionen in den ara­
bischen Nachbarstaaten ,0).

Auch der Umstand, daß sich die Unternehmen 
durch Kapitalanlagegarantien absichern können, 
ist kein Anlaß für die Bundesregierung, ihr Behar­
ren auf internationale Normen aufzugeben — im 
Gegenteil! Nach dem Haushaltsgesetz (§ 8) dürfen 
solche Garantien nur übernommen werden, v/enn 
der Rechtsschutz in dem Gastland gesichert is t" ) ;  
das ist er aber gerade nicht, wenn die Regierung 
dieses Landes verkündet, daß sie die Regeln des 
Völkerrechts nicht einzuhalten gedenkt. Angesichts 
der sehr niedrigen deutschen Prämien (0,5% des 
garantierten Betrages) wäre die Inanspruchnahme 
von Haushaltsgeldern und damit des Steuerzahlers 
nicht zu vermeiden, wenn völkerrechtswidrige Ent­
eignungen größeren Umfanges einträten.

Verschlechterung der Beziehungen

Man kann es drehen und wenden, wie man will: 
Wenn die Bundesregierung ihre Haltung aufgäbe 
und nicht mehr auf der Einhaltung internationaler 
Normen beharrte, würde sie keinen Beitrag zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Beziehungen 
und zwischenstaatlichen Zusammenarbeit leisten, 
sondern ihrer Verschlechterung Vorschub leisten. 
Die neue Weltwirtschaftsordnung kann nicht dar­
auf aufgebaut werden, daß bewährte Regeln des

‘ ) Dazu P. W e i l :  Le d ro it  in te rn a t io n a l é c o n o m iq u e  — m ythe  
ou  ré a lité ? , in :  S o c ié té  f ra n ç a is e  p o u r le  d r o it  in te rn a t io n a l 
é c o n o m iq u e , P a ris  1972, S. 3 (6 ff.).
7) V g l. W e h s e r ,  a . a .O . ,  (A nm . 4), S. 122 f. Es is t b e m e r­
ke n sw e rt, daß P rä s id e n t A lle n d e  s e in e  M aß nah m en noch n ich t
e in m a l d u rch  das  e ig e n s  vo n  ih m  d a fü r  g e s c h a ffe n e  K u p fe rs o n d e r­
g e r ic h t ü b e rp rü fe n  lie ß ; v g l.  S e i d l - H o h e n v e l d e r n ,  
a. a. O ., (Anm . 3), S. 239.

')  V g l. W e h s e r . a .  a. O ..S .  122 f.
*) Iran  und  K u w e it w ie s e n  in  den  ih re  S tim m a b g a b e  zu r „C h a r ta ”
b e g le ite n d e n  E rk lä ru n g e n  d a ra u f h in , daß  ih re  Z u s tim m u n g  n ich t 
so  g e d e u te t w e rd e n  s o llte ,  a ls  o b  s ie  E n te ig n u n g e n  o hn e  E n t­
sch ä d ig u n g  un d  d e n  B ru ch  f r e iw i l l ig  ü b e rn o m m e n e r V e rp f lic h ­
tu n g e n  e in e s  S taa tes  b i l l ig e n  w o llte n ;  v g l.  S e i d l - H o h e n ­
v e l d e r n ,  a. a. O ., (A nm . 3), S. 239.
,0) Im  M a i 1974 w u rd e  zude m  a u fg ru n d  e in e r  K o n v e n tio n  d ie  In te r- 
A ra b  In ve s tm e n t G u a ra n te e  C o rp o ra t io n  in  K u w e it g e g rü n d e t, d ie  
In v e s titio n e n  in  a n d e re n  a ra b isch e n  S taa ten  g e g e n  das  p o lit is c h e  
R is ik o  ve rs ic h e rn  s o ll.
1') V g l.  d a zu  G . L a n g e r :  D ie  s ta a tlic h e  F ö rd e ru n g  vo n  P r i­
v a t in v e s tit io n e n  in  E n tw ic k lu n g s lä n d e rn , B e ila g e  zum  B u n d e sa n ­
z e ig e r  N r. 84 vom  7. 5. 1975, S. 6 f.
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zwischenstaatlichen Verkehrs über Bord gewor­
fen werden.
Der wirtschaftliche Verkehr zwischen den Staaten 
kann wie der Verkehr zwischen Einzelpersonen 
nur dann zur beiderseitigen Zufriedenheit abge­
wickelt werden, wenn der Austausch beiden Vor­
teil bringt. Es ist gewiß ein positives Zeichen der 
Entwicklung der letzten Jahre, daß die einseitig 
abhängige Rolle, in der sich die meisten früheren 
Kolonien auch noch nach der Erlangung der Unab­
hängigkeit befanden, erkannt wurde und daß sich 
die Industriestaaten des Umstandes bewußt wur­
den, daß auch sie abhängig sind, insbesondere 
von den Rohstofflieferungen aus der Dritten Welt. 
Den Industriestaaten ist klar geworden, daß die 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen, insbeson­
dere mit der Dritten Welt, nicht länger auf den 
Austausch von Waren gegen Rohstoffe beschränkt 
werden können. Die Forderung der Entwicklungs­
länder nach internationaler Arbeitsteilung und 
einem höheren Anteil an den Verarbeitungskapazi­
täten ist verständlich und berechtigt ’2).

Völkerrechtliche Mindestgarantien

Die Entwicklungsländer erwarten von den Indu­
striestaaten Hilfe bei der Industrialisierung, und 
diese erwarten von den ersteren eine gesicherte 
Versorgung mit Rohstoffen. Durch den Aufbau von 
Verarbeitungskapazitäten in den Entwicklungslän­
dern werden die Voraussetzungen für eine ver­
besserte Arbeitsteilung in einer interdependenten 
Welt verbessert. Der Motor für diese Entwicklung 
ist das Kapital, das überwiegend noch von den 
Industriestaaten beigesteuert werden muß, eben­
so wie das technische Wissen; in steigendem Um­
fang stellen aber auch Entwicklungsländer selber 
Kapital für Auslandsinvestitionen zur Verfügung 
wie die erdölfördernden Staaten.

Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung 
ist aber, daß eine Rechtsordnung vorhanden ist, 
die nicht nur reglementiert und kontrolliert, son­
dern auch Schutzrechte garantiert, die nicht ein­
seitig entzogen werden können. Keine westliche 
Regierung kann ein Unternehmen zwingen zu in­
vestieren, wenn keine genügende Rechtssicherheit 
geboten wird. Die Bundesregierung erkennt daher 
zwar das Recht der Entwicklungsländer an, Be­
dingungen für Investitionen zu setzen und die un­
ternehmerische Tätigkeit nach ihren Bedürfnissen 
zu regeln; aus diesem Grund hat sie nicht nur zu­
gestimmt, sondern sogar meistens angeregt, daß 
in Investitionsförderungsverträgen für deutsche In­
vestitionen ein Zulassungsverfahren vorgesehen 
wird, so daß das Gastland jede einzelne Investition 
prüfen kann '3). Diese Befugnisse des Gastlandes
" )  V g l. G e n s c h e r ,  a. a. O ., (A nm . 5). S. 657.
” ) V g l. G. L a n g e r ,  R e ch tssch u tz  fü r  K a p ita la n la g e n  in  E n t­
w ic k lu n g s lä n d e rn , B a d e n -B a d e n  1973, S. 22 ff.

müssen aber ausgewogen werden durch rechtliche 
Mindestgarantien, die als völkerrechtliche der ein­
seitigen Abänderung entzogen sind.

Notwendige Rechtssicherheit

Um auf den Ausgangspunkt zurückzukommen: Ein 
wichtiger Anwendungsfall für die Politik der Bun­
desregierung ist gegenwärtig die Politik zur Siche­
rung der Rohstoffversorgung der deutschen Wirt­
schaft. Dabei erscheint es sinnvoll und notwendig, 
künftig zur Sicherung der Versorgung neben dem 
Engagement der Unternehmen durch den Abschluß 
langfristiger Lieferverträge in Verbindung mit der 
Gewährung von ungebundenen Finanzkrediten 
auch verstärkt Auslandsinvestitionen durchzufüh­
ren u).

Für die Entwicklungsländer ist die volle Mobilisie­
rung und Nutzung der Rohstoffressourcen im Rah­
men des Entwicklungs- und Industrialisierungs­
prozesses angesichts ihrer strukturellen Verhält­
nisse unerläßlich ,s). Die Hilfe, die die Bundes­
regierung und die deutsche Wirtschaft den Ent­
wicklungsländern bei der Aufschließung der Vor­
haben durch den Einsatz von Kapital und techni­
schem Wissen geben, läßt das Anliegen, hierdurch 
auch die eigene Versorgung zu sichern, nicht als 
unbillig erscheinen. Dem Interesse der Entwick­
lungsländer auf Entwicklung ihrer Wirtschaft steht 
das Interesse der Industriestaaten gegenüber, an 
den Früchten der von ihnen angebotenen Hilfe und 
KooDeration teilzuhaben16). Dem Recht der Ent­
wicklungsländer auf Ausnutzung ihrer Ressourcen 
entspricht das Recht der Industriestaaten auf 
Schutz ihrer Investitionen. Jedem Entwicklungsland 
bleibt es allerdings überlassen, darüber zu bsfin- 
den, inwieweit es eine derartige arbeitsteilige Ko­
operation eingehen will.

Die Politik der Bundesregierung ist darauf ausge­
richtet, statt der Konfrontation die Kooperation zu 
erreichen und zu vertiefen. In diesem Sinne wird 
sie, wie kürzlich in den „Thesen zur Politik der 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern" 
erneut bekräftigt wurde, „auf internationaler Ebene 
mit Nachdruck auf die Bedeutung der privatwirt­
schaftlichen Zusammenarbeit für den wirtschaft­
lichen und sozialen Fortschritt der Entwicklungs­
länder hinweisen und die Notwendigkeit der 
Rechtssicherheit und eines gesunden Investitions­
klimas in den Entwicklungsländern unterstrei­
chen“ ,7).
u ) V g l. d ie  vom  In s ti tu t  zu r  E rfo rsch u n g  te c h n o lo g is c h e r  E n t­
w ic k lu n g s lin ie n  (H a m b u rg ) 1974 v o rg e le g te  S tu d ie  . In te r n a t io ­
n a le r  V e rg le ic h  d e r F ö rd e ru n g  b e rg b a u lic h e r  A u s la n d s in v e s t it io ­
n e n “ , S. 131.
1S) V g l. C. W i l h e l m s ,  i n:  D.  K e b s c h u l l  (H rsg .): R o h s to ff­
un d  E n tw ic k lu n g s p o lit ik ,  S tu ttg a rt  1974, S. 40.

u ) V g l. I. S e i d l - H o h e n v e l d e r n :  Das Recht au f w ir t ­
sc h a ftlic h e  S e lb s tb e s tim m u n g , in :  A u ß e n w ir ts c h a fts d ie n s t des  B e ­
trie b s -B e ra te rs , 1974, S. 9 (12).
17) V g l. B u lle t in  N r. 75 vom  12. 6. 1975, S. 698, T h e se  19.
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